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Abkommen vom 1. September 1998
zwischen der EuropaÈ ischen Zentralbank und den nationalen

Zentralbanken der nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈ renden
Mitgliedstaaten uÈber die Funktionsweise eines Wechselkursmecha-
nismus in der dritten Stufe der Wirtschafts- und WaÈhrungsunion (*)

DIE EUROPAÈ ISCHE ZENTRALBANK
(NACHFOLGEND ALS ¹EZBª BEZEICH-
NET) UND DIE NATIONALEN ZEN-
TRALBANKEN DER NICHT DEM
EURO-WAÈ HRUNGSGEBIET ANGEHOÈ -
RENDEN MITGLIEDSTAATEN (NACH-
FOLGEND ALS ¹NICHT DEM EURO-
WAÈ HRUNGSGEBIET ANGEHOÈ RENDE
NATIONALE ZENTRALBANKENª BZW.
¹NICHT DEM EURO-WAÈ HRUNGSGE-
BIET ANGEHOÈ RENDE MITGLIEDSTAA-
TENª BEZEICHNET) Ð

in ErwaÈgung nachstehender GruÈnde:

Der EuropaÈische Rat hat in seiner Entschlie-
ûung vom 16. Juni 1997 (nachfolgend als
¹Entschlieûungª bezeichnet) die Errichtung
eines Wechselkursmechanismus (nachfolgend
als ¹WKM IIª bezeichnet) mit Beginn der
dritten Stufe der Wirtschafts- und WaÈhrungs-
union am 1. Januar 1999 beschlossen.

Dieser Entschlieûung zufolge

Ð wird der WKM II das bisherige Euro-
paÈische WaÈhrungssystem ersetzen;

Ð ist ein stabiles wirtschaftliches Umfeld fuÈr
das reibungslose Funktionieren des Binnen-
marktes und mehr Investitionen, Wachstum
und BeschaÈftigung notwendig und daher
im Interesse aller Mitgliedstaaten. Der
Binnenmarkt darf nicht durch Verzerrun-
gen der realen Wechselkurse oder uÈber-
maÈûige Schwankungen der nominalen
Wechselkurse zwischen dem Euro und
anderen EU-WaÈhrungen gefaÈhrdet werden,
da dies die HandelsstroÈme zwischen den

Mitgliedstaaten stoÈren wuÈrde. Auûerdem ist
jeder Mitgliedstaat nach Artikel 109 m des
Vertrags zur GruÈndung der EuropaÈischen
Gemeinschaft verpflichtet, seine Wechsel-
kurspolitik als eine Angelegenheit von
gemeinsamem Interesse zu behandeln;

Ð wird der WKM II den nicht dem Euro-
WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden Mitglied-
staaten, die am WKM II teilnehmen
(nachfolgend als ¹teilnehmende, nicht dem
Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrende Mit-
gliedstaatenª bezeichnet), bei der Ausrich-
tung ihrer Wirtschaftspolitik auf StabilitaÈt
helfen, die Konvergenz foÈrdern und somit
ihre Anstrengungen zur EinfuÈhrung des
Euro unterstuÈtzen;

Ð ist die Teilnahme am WKM II fuÈr die nicht
dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden
Mitgliedstaaten freiwillig. Allerdings kann
von den Mitgliedstaaten, fuÈr die eine Aus-
nahmeregelung gilt, erwartet werden, daû
sie sich an dem Mechanismus beteiligen.
Ein Mitgliedstaat, der sich nicht von
Anfang an am WKM II beteiligt, kann dies
zu einem spaÈteren Zeitpunkt tun;

Ð wird der WKM II ohne BeeintraÈchtigung
des von der EZB und den nicht dem Euro-
WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden nationalen
Zentralbanken vorrangig verfolgten Ziels
der GewaÈhrleistung der PreisstabilitaÈt funk-
tionieren;

Ð wird fuÈr die WaÈhrung eines jeden teilneh-
menden, nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet
angehoÈrenden Mitgliedstaats (nachfolgend
als ¹teilnehmende, nicht dem Euro-WaÈh-
rungsgebiet angehoÈrende WaÈhrungª be-(*) ABl. C 345 vom 13.11.1998, S. 6-12.



zeichnet) ein Leitkurs gegenuÈber dem Euro
festgelegt;

Ð wird es eine Standardschwankungsband-
breite von �15 % bezogen auf die Leitkurse
geben;

Ð sollte sichergestellt werden, daû Leitkursan-
passungen rechtzeitig erfolgen, um spuÈrbare
Kursverzerrungen zu vermeiden. Alle an
diesem gemeinsamen Verfahren zur Fest-
legung der Leitkurse beteiligten Parteien,
einschlieûlich der EZB, haben daher das
Recht, ein vertrauliches Verfahren zur
UÈ berpruÈfung der Leitkurse einzuleiten;

Ð werden Interventionen an den Interven-
tionspunkten grundsaÈtzlich automatisch
und in unbegrenzter HoÈhe erfolgen, wobei
eine sehr kurzfristige Finanzierung zur
VerfuÈgung steht. Sowohl die EZB als auch
die nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet ange-
hoÈrenden nationalen Zentralbanken, die
am WKM II teilnehmen (nachfolgend als
¹teilnehmende, nicht dem Euro-WaÈhrungs-
gebiet angehoÈrende nationale Zentralban-
kenª bezeichnet), koÈnnen die Interven-
tionen jedoch aussetzen, wenn diese ihrem
vorrangigen Ziel der GewaÈhrleistung der
PreisstabilitaÈt zuwiderlaufen sollten. Bei
ihrer Entscheidung werden alle maûge-
benden Faktoren, insbesondere die Not-
wendigkeit der GewaÈhrleistung der Preis-
stabilitaÈt und das glaubwuÈrdige Funktio-
nieren des WKM II, gebuÈhrend beruÈck-
sichtigt;

Ð kann die wechselkurspolitische Zusammen-
arbeit noch enger gestaltet werden, z. B.
durch ErmoÈglichung einer entsprechend
engeren Wechselkursanbindung zwischen
dem Euro und den teilnehmenden, nicht
dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden
WaÈhrungen, wenn und soweit dies im Licht
der erzielten Konvergenzfortschritte ange-
messen erscheint.

Interventionen sind als unterstuÈtzendes Instru-
ment im Verein mit anderen Maûnahmen,

einschlieûlich geeigneter, die wirtschaftliche
Konvergenz und die WechselkursstabilitaÈt foÈr-
dernder geld- und finanzpolitischer Maûnah-
men, einzusetzen. Es wird die MoÈglichkeit
bestehen, im gegenseitigen Einvernehmen zwi-
schen der EZB und der jeweiligen teilnehmen-
den, nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet
angehoÈrenden nationalen Zentralbank parallel
zu anderen geeigneten Maûnahmen Ð ein-
schlieûlich flexibler, von letzterer vorgenomme-
ner Zinsmaûnahmen Ð koordinierte intra-
marginale Interventionen zu vereinbaren.

Ein hinreichendes Maû an FlexibilitaÈt ist
notwendig, um insbesondere dem unterschied-
lichen Grad und Tempo der wirtschaftlichen
Konvergenz der nicht dem Euro-WaÈhrungsge-
biet angehoÈrenden Mitgliedstaaten sowie ihren
unterschiedlichen Konvergenzstrategien Rech-
nung zu tragen.

Dieses Abkommen schlieût nicht aus, daû
zwischen nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet an-
gehoÈrenden Mitgliedstaaten auf bilateraler Ebe-
ne zusaÈtzliche Bandbreiten und Interventions-
regelungen vereinbart werden Ð

HABEN FOLGENDE VEREINBARUNGEN
GETROFFEN:

I. LEITKURSE UND
SCHWANKUNGSBANDBREITEN

Artikel 1

Bilaterale Leit- und Interventionskurse
zwischen dem Euro und den teilnehmenden,

nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet
angehoÈrenden WaÈhrungen

1.1. Die Vertragsparteien dieses Abkommens
teilen gemeinsam dem Markt die nach Maû-
gabe des in Absatz 2.3 der Entschlieûung
festgelegten gemeinsamen Verfahrens verein-
barten bilateralen Leitkurse zwischen den teil-
nehmenden, nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet
angehoÈrenden WaÈhrungen und dem Euro sowie
jegliche AÈ nderung dieser Leitkurse mit.
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1.2. Nach Maûgabe der gemaÈû den AbsaÈtzen
2.1, 2.3 und 2.4 der Entschlieûung festgelegten
Schwankungsbandbreiten bestimmen die EZB
und die einzelnen teilnehmenden, nicht dem
Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden nationalen
Zentralbanken die bilateralen, oberen und
unteren Kurse fuÈr automatische Interventionen
zwischen dem Euro und der jeweiligen teilneh-
menden, nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet an-
gehoÈrenden WaÈhrung im gegenseitigen Ein-
vernehmen. Die EZB und die teilnehmenden,
nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden
nationalen Zentralbanken teilen dem Markt
diese Kurse, die gemaÈû der Vereinbarung in
Anhang I festgelegt werden, gemeinsam mit.

II. INTERVENTIONEN

Artikel 2

Allgemeine Bestimmungen

2.1. Interventionen erfolgen grundsaÈtzlich in
Euro und in den teilnehmenden, nicht dem
Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden WaÈhrun-
gen. Die EZB und die teilnehmenden, nicht
dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden na-
tionalen Zentralbanken unterrichten sich ge-
genseitig uÈber alle auf die Sicherung des
Zusammenhalts des WKM II abzielenden
Devisenmarktinterventionen.

2.2. Die EZB und die nicht dem Euro-
WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden nationalen Zen-
tralbanken unterrichten sich auch gegenseitig
uÈber saÈmtliche sonstigen Devisenmarktinter-
ventionen.

Artikel 3

Interventionen an den Interventionspunkten

3.1. Interventionen an den Interventions-
punkten erfolgen grundsaÈtzlich automatisch
und in unbegrenzter HoÈhe. Die EZB und die
teilnehmenden, nicht dem Euro-WaÈhrungsge-
biet angehoÈrenden nationalen Zentralbanken
koÈnnen automatische Interventionen jedoch

aussetzen, wenn diese ihrem vorrangigen Ziel
der GewaÈhrleistung der PreisstabilitaÈt zuwider-
laufen sollten.

3.2. Bei einer Entscheidung uÈber die Aus-
setzung von Interventionen traÈgt die EZB oder
eine teilnehmende, nicht dem Euro-WaÈhrungs-
gebiet angehoÈrende nationale Zentralbank auch
saÈmtlichen anderen maûgeblichen Faktoren,
einschlieûlich des glaubwuÈrdigen Funktionie-
rens des WKM II, gebuÈhrend Rechnung. Die
EZB und/oder die jeweilige teilnehmende,
nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrende
nationale Zentralbank treffen ihre Entschei-
dungen auf der Grundlage der tatsaÈchlichen
Gegebenheiten und beziehen dabei gegebenen-
falls auch die Schluûfolgerungen anderer zu-
staÈndiger Gremien ein. Die EZB und/oder die
jeweilige teilnehmende, nicht dem Euro-WaÈh-
rungsgebiet angehoÈrende nationale Zentralbank
unterrichten die jeweils betroffenen WaÈhrungs-
behoÈrden sowie die WaÈhrungsbehoÈrden saÈmt-
licher teilnehmender, nicht dem Euro-WaÈh-
rungsgebiet angehoÈrender Mitgliedstaaten so
fruÈh wie moÈglich und streng vertraulich uÈber
Absichten, die Interventionen auszusetzen.

3.3. FuÈr Interventionen an den Interventions-
punkten wird ein Zahlungsverfahren ¹Zahlung
nach Anschaffungª nach Maûgabe von
Anhang I eingefuÈhrt.

Artikel 4

Koordinierte intramarginale Interventionen

Die EZB und teilnehmende, nicht dem Euro-
WaÈhrungsgebiet angehoÈrende nationale Zen-
tralbanken koÈnnen vereinbaren, koordinierte
intramarginale Interventionen vorzunehmen.

Artikel 5

Vorherige Zustimmung zu Interventionen und
sonstigen Transaktionen

5.1. Die vorherige Zustimmung der die
InterventionswaÈhrung emittierenden Zentral-
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bank ist erforderlich, wenn eine Zentralbank
beabsichtigt, die betreffende WaÈhrung im
Zusammenhang mit nichtobligatorischen, den
An- oder Verkauf von teilnehmenden WaÈh-
rungen umfassenden Interventionen Ð ein-
schlieûlich einseitiger intramarginaler Interven-
tionen Ð in einem Umfang einzusetzen, der
einvernehmlich vereinbarte HoÈchstgrenzen
uÈberschreitet.

5.2. Die vorherige Zustimmung ist auch fuÈr
sonstige, mindestens eine der teilnehmenden,
nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden
WaÈhrungen oder den Euro betreffenden Trans-
aktionen erforderlich, wenn diese eine GroÈûen-
ordnung erreichen, die eine Beeinflussung der
Wechselkursrelation zwischen den beiden be-
troffenen WaÈhrungen wahrscheinlich macht. In
solchen FaÈllen einigen sich die beiden betroffe-
nen Zentralbanken auf ein Vorgehen, das
eventuelle Probleme minimiert, und zwar ein-
schlieûlich der MoÈglichkeit eines Ð vollstaÈn-
digen oder teilweisen Ð Saldenausgleichs direkt
zwischen den beiden Zentralbanken.

III. DIE SEHR KURZFRISTIGE
FINANZIERUNGSFAZILITAÈ T

Artikel 6

Allgemeine Bestimmungen

6.1. FuÈr Interventionen in Euro und in
teilnehmenden, nicht dem Euro-WaÈhrungsge-
biet angehoÈrenden WaÈhrungen raÈumen sich die
EZB und die einzelnen teilnehmenden, nicht
dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden na-
tionalen Zentralbanken gegenseitig sehr kurz-
fristige KreditfazilitaÈten ein. Die Erstlaufzeit
eines sehr kurzfristigen FinanzierungsgeschaÈfts
betraÈgt drei Monate.

6.2. Die im Rahmen dieser FazilitaÈten zwi-
schen der EZB und den teilnehmenden, nicht
dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden na-
tionalen Zentralbanken vorgenommenen Fi-
nanzierungsgeschaÈfte erfolgen in Form von
KassakaÈufen und -verkaÈufen der teilnehmenden

WaÈhrungen, die zu entsprechenden, auf die
WaÈhrung des jeweiligen GlaÈubigers lautenden
Forderungen und Verbindlichkeiten fuÈhren.
Die Wertstellung der FinanzierungsgeschaÈfte
entspricht der Wertstellung der jeweiligen
Devisenmarktinterventionen. Die EZB fuÈhrt
Buch uÈber saÈmtliche im Rahmen dieser Fazili-
taÈten durchgefuÈhrten Transaktionen.

Artikel 7

Finanzierung von Interventionen
an den Interventionspunkten

7.1. Die sehr kurzfristige Finanzierungsfazili-
taÈt steht grundsaÈtzlich automatisch und in
unbegrenztem Umfang zur Finanzierung von
Interventionen zur VerfuÈgung, die in teilneh-
menden WaÈhrungen an den Interventionspunk-
ten vorgenommen werden.

7.2. Vor einem RuÈckgriff auf diese FazilitaÈt
hat die kreditnehmende Zentralbank ihre
Devisenreserven in angemessenem Umfang
einzusetzen.

7.3. Die EZB und die teilnehmenden, nicht
dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden na-
tionalen Zentralbanken koÈnnen eine weitere
Inanspruchnahme der automatischen Finanzie-
rung aussetzen, wenn diese ihrem vorrangigen
Ziel der GewaÈhrleistung der PreisstabilitaÈt
zuwiderlaufen sollte. Die Aussetzung einer
weiteren automatischen Finanzierung unterliegt
den Bestimmungen des Artikels 3.2 dieses
Abkommens.

Artikel 8

Finanzierung von intramarginalen
Interventionen

Mit Zustimmung der die InterventionswaÈhrung
emittierenden Zentralbank kann die sehr kurz-
fristige FinanzierungsfazilitaÈt zur Finanzierung
intramarginaler Interventionen zur VerfuÈgung
gestellt werden, und zwar unter den folgenden
Voraussetzungen:
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a) Die Finanzierung darf den im Anhang II
fuÈr die Schuldnerzentralbank festgelegten
HoÈchstbetrag kumulativ nicht uÈberschrei-
ten.

b) Die Schuldnerzentralbank setzt ihre Devi-
senreserven vor einem RuÈckgriff auf diese
FazilitaÈt in angemessenem Umfang ein.

Artikel 9

Verzinsung

9.1. Die im Rahmen der sehr kurzfristigen
Finanzierung ausstehenden Salden sind mit
dem am Handelstag der Erstfinanzierung fuÈr
die WaÈhrung des Kreditgebers geltenden repraÈ-
sentativen inlaÈndischen Geldmarktsatz fuÈr
Dreimonatsgelder oder Ð im Fall einer
VerlaÈngerung nach Artikel 10 und 11 dieses
Abkommens Ð mit dem am ErstfaÈlligkeitstag
des zu verlaÈngernden FinanzierungsgeschaÈfts fuÈr
die WaÈhrung des Kreditgebers geltenden,
repraÈsentativen inlaÈndischen Geldmarktsatz
fuÈr Dreimonatsgelder zu verzinsen.

9.2. Die aufgelaufenen Zinsen sind in der
WaÈhrung des Kreditgebers am ErstfaÈlligkeitstag
oder gegebenenfalls am Tag des vorzeitigen
Ausgleichs eines Schuldsaldos zu zahlen. Im Fall
einer VerlaÈngerung der Finanzierung nach
Artikel 10 und 11 dieses Abkommens werden
die Zinsen zum Ende jeder Dreimonatsperiode
kapitalisiert und am Tag der endguÈltigen
Tilgung des Schuldsaldos gezahlt.

9.3. FuÈr die Zwecke des Artikels 9.1 dieses
Abkommens teilt jede teilnehmende, nicht dem
Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrende nationale
Zentralbank der EZB ihren repraÈsentativen
inlaÈndischen Geldmarktsatz fuÈr Dreimonats-
gelder mit. Die EZB verwendet einen repraÈ-
sentativen inlaÈndischen Geldmarktsatz fuÈr Eu-
ro-Gelder mit dreimonatiger Laufzeit und teilt
diesen den teilnehmenden, nicht dem Euro-
WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden nationalen Zen-
tralbanken mit.

Artikel 10

Automatische VerlaÈngerung

Die Erstlaufzeit eines FinanzierungsgeschaÈfts
kann auf Ersuchen der Schuldnerzentralbank
um drei Monate verlaÈngert werden.

Allerdings darf dabei

a) die Erstlaufzeit lediglich einmal automa-
tisch fuÈr hoÈchstens drei Monate verlaÈngert
werden und

b) die sich aus der Anwendung dieses Artikels
ergebende Gesamtverschuldung den im
Anhang II fuÈr die Schuldnerzentralbank
festgelegten HoÈchstbetrag nicht uÈberschrei-
ten.

Artikel 11

VerlaÈngerung in gegenseitigem Einvernehmen

11.1. Jede Verbindlichkeit, die den im An-
hang II jeweils festgelegten HoÈchstbetrag uÈber-
steigt, kann mit Zustimmung der GlaÈubiger-
zentralbank einmal um drei Monate verlaÈngert
werden.

11.2. Jede bereits automatisch um drei Mo-
nate verlaÈngerte Verbindlichkeit kann mit
Zustimmung der GlaÈubigerzentralbank noch-
mals um weitere drei Monate verlaÈngert
werden.

Artikel 12

Vorzeitige Tilgung

Jeder Schuldsaldo aus der Anwendung der
Artikel 6, 10 und 11 dieses Abkommens kann
auf Ersuchen der Schuldnerzentralbank jeder-
zeit vorzeitig ausgeglichen werden.
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Artikel 13

Aufrechnung gegenseitiger Forderungen und
Verbindlichkeiten

Gegenseitige Forderungen und Verbindlichkei-
ten der EZB und einer teilnehmenden, nicht
dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden na-
tionalen Zentralbank aus den in den Artikeln 6
bis 12 vorgesehenen Operationen koÈnnen im
gegenseitigen Einvernehmen gegeneinander
aufgerechnet werden.

Artikel 14

Saldenausgleichsinstrumente

14.1. Bei FaÈlligkeit oder vorzeitiger Tilgung
eines FinanzierungsgeschaÈfts erfolgt der Salden-
ausgleich grundsaÈtzlich in der WaÈhrung des
Kreditgebers.

14.2. Diese Bestimmung steht anderen zwi-
schen der GlaÈubiger- und der Schuldnerzentral-
bank vereinbarten Formen des Saldenaus-
gleichs nicht entgegen.

IV. ENGERE WECHSELKURSPOLITISCHE
ZUSAMMENARBEIT

Artikel 15

Engere wechselkurspolitische
Zusammenarbeit

15.1. Die wechselkurspolitische Zusammen-
arbeit zwischen den teilnehmenden, nicht dem
Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden nationalen
Zentralbanken und der EZB kann noch enger
gestaltet werden; auf Betreiben eines daran
interessierten, teilnehmenden, nicht dem Euro-
WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden Mitgliedstaats
kann im Einzelfall insbesondere eine engere
Wechselkursanbindung vereinbart werden.

15.2. Auf Antrag eines teilnehmenden, nicht
dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden Mit-
gliedstaats koÈnnen im Einzelfall nach Maûgabe
des in Absatz 2.4 der Entschlieûung dargelegten

Verfahrens foÈrmlich vereinbarte engere Schwan-
kungsbandbreiten als die Standardbandbreite
festgelegt werden, die grundsaÈtzlich durch
automatische Interventionen und deren Finan-
zierung gestuÈtzt werden.

15.3. Die EZB und teilnehmende, nicht dem
Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrende nationale
Zentralbanken koÈnnen auch andere Formen
einer engeren Wechselkursanbindung mit in-
formellem Charakter vereinbaren.

V. UÈ BERWACHUNG DER
FUNKTIONSWEISE DES SYSTEMS

Artikel 16

Aufgaben des Erweiterten Rates der EZB

16.1. Der Erweiterte Rat der EZB uÈberwacht
das Funktionieren des WKM II und dient als
Forum sowohl fuÈr die Koordinierung der Geld-
und Wechselkurspolitiken als auch fuÈr die
Verwaltung des in diesem Abkommen fest-
gelegten Interventions- und Finanzierungsme-
chanismus. Er hat die TragfaÈhigkeit der Wech-
selkursrelationen zwischen den einzelnen teil-
nehmenden, nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet
angehoÈrenden WaÈhrungen und dem Euro
laufend eng zu uÈberwachen.

16.2. Der Erweiterte Rat der EZB uÈberpruÈft
die Anwendungsbedingungen dieses Abkom-
mens regelmaÈûig im Licht der gesammelten
Erfahrungen.

Artikel 17

UÈ berpruÈfung der Leitkurse und der Teilnahme
an engeren Schwankungsbandbreiten

17.1. SaÈmtliche Beteiligten an der einver-
nehmlich nach Maûgabe des Absatzes 2.3 der
Entschlieûung getroffenen Vereinbarung, ein-
schlieûlich der EZB, haben das Recht, ein
vertrauliches Verfahren zur UÈ berpruÈfung der
Leitkurse einzuleiten.
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17.2. Im Fall formell vereinbarter, engerer
Schwankungsbandbreiten als die Standard-
bandbreite haben saÈmtliche Beteiligten an der
nach Maûgabe des Absatzes 2.4 der Entschlie-
ûung gemeinsam getroffenen Entscheidung,
einschlieûlich der EZB, das Recht, eine ver-
trauliche UÈ berpruÈfung der Angemessenheit der
Teilnahme der jeweiligen WaÈhrung an der
engeren Bandbreite einzuleiten.

VI. NICHTTEILNAHME

Artikel 18

Geltungsbereich

Die Bestimmungen der Artikel 1, 2.1, 3, 4, 6
bis 15 und 17 dieses Abkommens gelten nicht
fuÈr jene nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet ange-
hoÈrende nationale Zentralbanken, die nicht am
WKM II teilnehmen.

Artikel 19

Zusammenarbeit im Rahmen des
Konzertationsverfahrens

Nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrende
nationale Zentralbanken, die nicht am WKM II
teilnehmen, arbeiten mit der EZB und den

teilnehmenden, nicht dem Euro-WaÈhrungsge-
biet angehoÈrenden nationalen Zentralbanken
bei der Konzertation und beim Austausch der
sonstigen, zur Sicherung des ordnungsgemaÈûen
Funktionierens des WKM II erforderlichen
Informationen zusammen.

VII. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 20

Schluûbestimmungen

20.1. Dieses Abkommen tritt mit Wirkung
vom 1. Januar 1999 an die Stelle des durch die
Akte vom 10. Juni 1985 bzw. 10. November
1987 geaÈnderten Abkommens vom 13. MaÈrz
1979 uÈber die Funktionsweise des EuropaÈi-
schen WaÈhrungssystems.

20.2. Dieses Abkommen wird jeweils in einer
ordnungsgemaÈû unterzeichneten Urschrift in
Deutsch, Englisch und FranzoÈsisch erstellt. Die
EZB, die die Urschriften verwahrt, leitet jeder
Zentralbank eine beglaubigte Abschrift der drei
Sprachfassungen zu. Das Abkommen wird in
alle anderen Amtssprachen der Gemeinschaft
uÈbersetzt und in der Serie C des Amtsblatts der
EuropaÈischen Gemeinschaften veroÈffentlicht.
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ANHANG I

VEREINBARUNG UÈ BER DIE BEKANNTGABE VON KURSEN FUÈ R DIE AM WKM II
TEILNEHMENDEN WAÈ HRUNGEN UND ZAHLUNGSVERFAHREN ¹ZAHLUNG NACH

ANSCHAFFUNGª BEI INTERVENTIONEN AN DEN INTERVENTIONSPUNKTEN

A. Vereinbarung uÈber die Bekanntgabe von Kursen

Die BezugswaÈhrung fuÈr die Bekanntgabe der bilateralen Leitkurse saÈmtlicher WaÈhrungen von am
WKM II teilnehmenden, nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden Mitgliedstaaten ist der
Euro. Die Kurse fuÈr saÈmtliche WaÈhrungen werden mit sechs signifikanten Stellen bezogen auf
1 Euro angegeben.

Die vorliegende Vereinbarung gilt ferner fuÈr die Bekanntgabe der oberen und unteren
Interventionspunkte zwischen dem Euro und den am WKM II teilnehmenden, nicht dem Euro-
WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden WaÈhrungen. Die Festlegung der Interventionspunkte erfolgt durch
Addition bzw. Subtraktion der vereinbarten prozentualen Bandbreiten zu den bzw. von den
bilateralen Leitkursen. Die solchermaûen errechneten Kurse werden auf sechs signifikante Stellen
gerundet.

B. Zahlungsverfahren ¹Zahlung nach Anschaffungª

Das Zahlungsverfahren ¹Zahlung nach Anschaffungª wird bei Interventionen an den Interven-
tionspunkten sowohl von der EZB als auch den dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden
nationalen Zentralbanken angewandt. FuÈr die am WKM II teilnehmenden, nicht dem Euro-
WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden nationalen Zentralbanken gilt das Zahlungsverfahren ¹Zahlung
nach Anschaffungª, wenn diese als Korrespondenten der dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden
nationalen Zentralbanken und der EZB nach Maûgabe dieses Anhangs fungieren. Es steht den am
WKM II teilnehmenden, nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden nationalen Zentral-
banken jedoch frei, das gleiche Zahlungsverfahren ¹Zahlung nach Anschaffungª zur Zahlungsab-
wicklung bei Interventionen an den Interventionspunkten anzuwenden, die sie auf eigene
Rechnung vornehmen.

i) Allgemeine GrundsaÈtze

Ð Das Zahlungsverfahren ¹Zahlung nach Anschaffungª wird bei Interventionen an den
Interventionspunkten im Rahmen des WKM II zwischen dem Euro und den WaÈhrungen
der am WKM II teilnehmenden, nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden Mit-
gliedstaaten angewandt.

Ð GeschaÈftspartner, die die Teilnahme an Interventionen an den Interventionspunkten im
Rahmen des WKM II wuÈnschen, haben ein Konto bei der entsprechenden nationalen
Zentralbank zu unterhalten sowie die Einrichtung einer SWIFT-Adresse und/oder den
Austausch bestaÈtigter TelexschluÈssel mit der betreffenden nationalen Zentralbank oder der EZB
vorzusehen. DaruÈber hinaus koÈnnen teilnahmeberechtigte GeschaÈftspartner Interventionen an
den Interventionspunkten im Rahmen des WKM II auch direkt mit der EZB abwickeln.

Ð Die am WKM II teilnehmenden, nicht dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden nationalen
Zentralbanken fungieren als Korrespondenten der dem Euro-WaÈhrungsgebiet angehoÈrenden
nationalen Zentralbanken und der EZB.
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Ð Erfolgt eine Intervention an den Interventionspunkten, gibt die betreffende nationale
Zentralbank oder die EZB die Zahlung fuÈr eine bestimmte Transaktion erst frei, nachdem
sie vom jeweiligen Korrespondenten die BestaÈtigung uÈber die Gutschrift des entsprechenden
Betrags auf ihrem Konto erhalten hat. Die GeschaÈftspartner werden zur fristgemaÈûen Zahlung
aufgefordert, damit die nationalen Zentralbanken und die EZB ihren diesbezuÈglichen
Zahlungsverpflichtungen nachkommen koÈnnen. Die GeschaÈftspartner werden daher zur
Zahlung vor Ablauf einer festgelegten Zahlungsfrist aufgefordert.

ii) Frist fuÈr ZahlungseingaÈnge von GeschaÈftspartnern

Die GeschaÈftspartner leisten Interventionszahlungen spaÈtestens bis 13 Uhr EZB-Ortszeit (MEZ)
am Wertstellungstag.

_________

ANHANG II

HOÈ CHSTGRENZEN FUÈ R DEN ZUGANG ZU DER IN DEN ARTIKELN 8, 10 UND 11
DES ABKOMMENS VOM 1. SEPTEMBER 1998 GENANNTEN

SEHR KURZFRISTIGEN FINANZIERUNGSFAZILITAÈ T

Mit Wirkung vom 1. Januar 1999

(in Mio. Euro)

An diesem Abkommen
beteiligte Zentralbanken

HoÈchstgrenzen (1)

Danmarks Nationalbank 520
Bank von Griechenland 300
Sveriges Riksbank 990
Bank of England 3 480
EuropaÈische Zentralbank null

Dem Euro-WaÈhrungsgebiet
angehoÈrende Zentralbanken

HoÈchstgrenzen

Nationale Bank van BelgieÈ/Banque Nationale de Belgique null
Deutsche Bundesbank null
Banco de EspanÄa null
Banque de France null
Central Bank of Ireland null
Banca d'Italia null
Banque centrale du Luxembourg null
De Nederlandsche Bank null
Oesterreichische Nationalbank null
Banco de Portugal null
Suomen Pankki null

(1) Im Fall der Zentralbanken, die nicht am WKM II teilnehmen, sind die angegebenen HoÈchstgrenzen fiktive Werte.
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